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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschiag einer Verordnung (EWG) des Rates betreffend Schutzmaßnahmen 
nach der Vereinbarung über den internationaien Handel mit Textiiien sowie 
zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 1 439/74 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 113, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Vereinbarung über den internationalen Han- 
del mit Textilien^), nachstehend die Vereinbarung 
genannt, ist von der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft am 25. März 1974 angenommen worden. 

Zum Zwecke der Anwendung der in dieser Ver- 
einbarung vorgesehenen Schutz- und Sofortmaßnah- 
men, die einseitig oder auf Grund eines entspre- 
chend der Vereinbarung ausgehandelten bilateralen 
Abkommens erfolgen kann, ist es erforderlich, die 
Modalitäten festzulegen, nach denen das Gemein- 
schaftsrecht, insbesondere die Verordnung (EWG) 
Nr. 1439/74 des Rates vom 4. Juni 1974 betreffend 
die gemeinsame Einfuhrregelung ^), anwendbar ist. 
Die bei der Anwendung von Schutzmaßnahmen ge- 
machten Erfahrungen lassen es angebracht erschei- 
nen, gewisse Vorschriften über die Behandlung auf 
dem Transport befindlicher Waren zu präzisieren. 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommission 
von jeder Gefahr, die sich aus der Entwicklung der 
Einfuhr von Textilien im Sinne von Artikel 12 der 
Vereinbarung über den internationalen Handel mit 
Textilien ergibt. 

Die Kommission unterrichtet unverzüglich die an- 
deren Mitgliedstaaten. 


Ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 118 
vom 30. April 1974, S. 1 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 159 
vom 15. Juni 1974, S. 1 


Artikel 2 

Es können Konsultationen zwischen der Kommission 
und den Mitgliedstaaten nach dem Verfahren und 
innerhalb der Fristen von Artikel 4 und 5 der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 1439/74 stattfinden. 

Artikel 3 

Entsprechend Artikel 6 der vorgenannten Verord- 
nung liefern die Mitgliedstaaten der Kommission 
auf ihren Antrag und entsprechend den von ihr 
festgelegten Einzelheiten Auskünfte über die Ent- 
wicklung der Marktlage der fraglichen Textilien. 

Artikel 4 

Ergibt sich bei Abschluß der in Artikel 2 erwähnten 
Konsultationen, daß eine Marktstörung auf Grund 
der Einfuhr eines Textilerzeugnisses besteht, nimmt 
die Kommission aus eigener Initiative öder auf An- 
trag eines Mitgliedstaates die in der Vereinbarung 
vorgesehenen Konsultationen auf. 

Artikel 5 

Ergibt sich im Verlaufe der in Artikel 4 dieser Ver- 
ordnung erwähnten Konsultationen mit einem der 
Vereinbarung angehörenden Drittland, daß die Lage 
Einfuhrbeschränkungen für die fragliche Ware er- 
forderlich macht, so werden die Schutzmaßnahmen, 
unter den Bedingungen der Vereinbarung, getroffen: 

a) durch den Rat auf Vorschlag der Kommission, 
nach dem Verfahren und den Modalitäten der 
Verordnung (EWG) Nr. 1439/74, insbesondere 
von Artikel 13 Abs. 2 und 3; 

b) in Eilfällen: 

— durch die Kommission, nach dem Verfahren 
und nach den Modalitäten der Verordnung 
(EWG) Nr. 1439/74, insbesondere von Artikel 
12 ; 

— vorläufig durch die Mitgliedstaaten nach den 


Druck: Thenee Druck KG, 53 Bonn, Tel.: (02221) 23 19 67 
Alleinvertrieb: Verlag"Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestr. 56, Tel. (02221) 36 35 51 



Drucksache 7/4308 


Deutsdier Bundestag — 7. Wahlperiode 


Vorschriften von Abs. 2, 3 und 4 des Artikels 
14 der vorgenannten Verordnung. 

Artikel 6 

Das in Artikel 5 a) und b) erster Unterabsatz dieser 
Verordnung vorgesehene Verfahren ist entspre- 
chend für die Verwirklichung eines zwischen der 
Gemeinschaft und einem dritten Land nach der Ver- 
einbarung geschlossenen Abkommens anwendbar. 

Artikel 7 

Die Artikel 12 § 3 und 13 § 2 der Verordnung (EWG) 
Nr. 1439/74 werden wie folgt geändert: 

„Die Maßnahmen können auf Einfuhren beschränkt 
werden, die für gewisse Regionen der Gemeinschaft 
bestimmt sind. Stellen sie die Rücknahme einer ent- 
weder in der Gemeinschaft oder in einem oder meh- 
reren Mitgliedstaaten bestehenden Liberalisierung 
dar, stehen sie der Abfertigung zum freien Verkehr 


Begründung 

Die Vereinbarung über den internationalen Handel 
mit Textilien enthält Bestimmungen, die es den Un- 
terzeichnerstaaten, und damit auch der Gemein- 
schaft, ermöglichen, Marktstörungen zu begegnen, 
und zwar entweder auf konventionellem Wege oder 
einseitig. 

Beiliegender Verordnungsvorschlag ist dazu be- 
stimmt, die Voraussetzungen und Modalitäten fest- 
zulegen, die zu beachten sind, wenn die Gemein- 
schaftsverordnungen, also insbesondere der Verord- 
nung (EWG) Nr. 1439/74 des Rates betreffend die 
gemeinsame Einfuhrregelung, auf diese Fälle ange- 
wandt werden. Die Vorschriften dieser Verordnun- 
gen ermöglichen ein schnelles Eingreifen und sind 
deshalb zur Heranziehung geeignet. 

Die von der Gemeinschaft bei der Anwendung von 
Schutzmaßnahmen gemachten Erfahrungen, insbe- 


von Waren, die sich bereits auf dem Wege nach der 
Gemeinschaft befinden, nicht entgegen, sofern deren 
Bestimmung nicht geändert werden kann und sofern 
für diejenigen Waren, deren Abfertigung zum freien 
Verkehr auf Grund von Artikel 7 und 8 die Vorlage 
eines Einfuhrdokuments voraussetzt, ein solches 
Dokument vorgelegt wird." 

„Es kann jedoch nach dem in Absatz 1 vorgesehe- 
nen Verfahren festgelegt werden, daß diese Waren, 
soweit möglich, auf die Menge angerechnet werden, 
deren Einfuhr während des Anwendungszeitraums 
der Schutzmaßnahme oder gegebenenfalls während 
zukünftiger Anwendungsperioden genehmigt wird." 

Artikel 8 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


sondere auf dem Textilsektor, haben jedoch gezeigt, 
daß Einfuhrbeschränkungen häufig ihrer Wirksam- 
keit dadurch beraubt werden, daß die sich auf dem 
Weg nach der Gemeinschaft befindlichen Waren 
vom Anwendungsbereich ausgeschlossen sind. Aus 
diesem Grunde scheint es angebracht, das Gemein- 
schaftsrecht in diesem Punkte zu normalisieren; zu 
diesem Zwecke sollte es an die realistischeren Vor- 
schriften von Artikel XIII des GATT angeglichen 
werden, der die Möglichkeit vorsieht, die fraglichen 
Waren auf die Kontingente anzurechnen. 

Es wird deshalb dem Rate vorgeschlagen: 

— beiliegende Verordnung betreffend Schutzmaß- 
nahmen nach der Vereinbarung über den inter- 
nationalen Handel mit Textilien sowie zur Än- 
derung der Verordnung (EWG) Nr. 1439/74 an- 
zunehmen, um der Gemeinschaft ein unverzüg- 
liches und wirksames Eingreifen bei Marktstö- 
rungen, insbesondere auf dem Textilsektor, zu 
ermöglichen. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 12. November 1975 - 1/4 - 680 70-E - Te 8/75: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 29. Oktober 1975 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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